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Mietzinsgutachten
Laut STATISTIK AUSTRIA beträgt die Mietquote in Österreich – Haupt- und Unter-
miete – laut der Erhebung für das Jahr 2025 43,8%. Das bedeutet, dass aktuell rd 44% der
österreichischen Haushalte in einer Mietwohnung leben. Von den Mietwohnungen entfal-
len 40% auf Genossenschaftswohnungen, 15% auf Gemeindewohnungen und 45% auf
privat vermietete Hauptmietwohnungen. In den letzten zehn Jahren ist ein deutlicher An-
stieg der Miete inklusive Betriebskosten zu beobachten, wobei der stärkste Anstieg im Jahr
2023 mit 7,6% zu verzeichnen war.

Aktuell beträgt die durchschnittliche Miete inkl Betriebskosten pro Hauptmietwoh-
nung auf den Quadratmeter Nutzfläche bezogen monatlich € 10,50 inkl Umsatzsteuer,
wovon € 2,70 auf die Betriebskosten entfallen. Der Betriebskostenanteil entspricht somit
rund einem Viertel der durchschnittlichen Wohnkosten von Hauptmietwohnungen.

Mehrheitlich wenden Mieter über 25% ihres Haushaltseinkommens für das Wohnen
auf, ein Teil davon sogar über 40% ihres Haushaltseinkommens. Rd 80% der Mieter emp-
finden die Wohnkosten grundsätzlich als Belastung, rd ein Drittel sogar als starke Belas-
tung. Da die Mietpreise seit Jahren stärker als die Inflationsrate wachsen, wird versucht,
mit der sogenannten „Mietpreisbremse“ die Preisentwicklung einzudämmen. Die gesetz-
lichen Grundlagen dafür sind das 5. Mietrechtliche Inflationslinderungsgesetz – 5. MILG
sowie das neue Mieten-Wertsicherungsgesetz – MieWeG. Die Gesetze dienen der Neure-
gelung von Wertsicherungsvereinbarungen bei Mietverträgen und sollen den Anstieg des
Hauptmietzinses in Zeiten hoher Inflationsraten bremsen, da dann nur ein Teil der Infla-
tion an die Mieter weiterverrechnet werden kann. Die Mietpreisbremse betrifft Wohnun-
gen, die in den Voll- oder Teilanwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes fallen. Nicht er-
fasst sind davon Genossenschaftswohnungen, vermietete Ein- und Zweifamilienhäuser so-
wie gefördert gebaute oder gefördert sanierte Wohnungen. Ebenso nicht betroffen sind die
Betriebskosten.

Für den Voll- und Teilanwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes wurde weiters die
Mindestbefristung von Wohnungsmietverträgen von drei auf fünf Jahre verlängert (aus-
genommen von dieser Verlängerung der Mindestfrist sind C2C-Verträge). Diese Regelung
gilt sowohl für neue Vertragsabschlüsse als auch für die Verlängerung von Altverträgen.

Ursachen für den Anstieg der Mietpreise sind vor allem die hohe Nachfrage nach Woh-
nungen, das zu geringe Wohnungsangebot aufgrund des reduzierten Neubaus, die steigen-
den Baukosten sowie die Inflation.

In vielen rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen Zusammenhängen werden
Mietzinsgutachten beauftragt, die sowohl der Ermittlung als auch der Überprüfung von
Mietzinsen dienen können. Häufige Anwendungsfälle sind die Ermittlung von Richtwert-
mietzinsen sowie von angemessenen Hauptmietzinsen und Gutachten über die Höhe des
Lagezuschlags bzw der Lagequalität. Bei Gerichtsgutachten ist darauf zu achten, dass auf
den Zustand des Mietobjekts zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses abzustellen ist
und daher dieser als Bewertungsstichtag herangezogen wird.

Bei Gutachten zur steuerlichen Beurteilung von Mietverhältnissen ist entweder die
fremdübliche Marktmiete oder die sogenannte Renditemiete zu ermitteln. Welche Miete
zu ermitteln und welcher Stichtag relevant ist, wird vom Auftraggeber bzw seiner steuer-
lichen Vertretung der Gutachterin bzw dem Gutachter bekanntgegeben.

Bei Mietzinsgutachten stellt die schlüssige und nachvollziehbare Darstellung der erho-
benen Vergleichsmieten insofern eine Herausforderung dar, als die für das Gutachten he-
rangezogenen Mietpreise im Gegensatz zu den Kaufpreisen nicht öffentlich zugänglich
sind und daher aus Datenschutzgründen nur anonymisiert dargestellt werden können.
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